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WIENERGEMEINDERAT
Sitzung vom27 .Jänner1932 .

Bürgermeister Seitz eröffnet um17 Uhr die SitzungEs wirdsofort
in die Spezialdebatteüberdie VerwaltungsgruppefürPersonalangelegen¬
heiten und Verwaltungsreform in Fortsetzung der Beratung über denRoch¬
nungsabschlussder BundeshauptstadtWienfür das Jahr 1930eingegangen .

GR .Gschladt ( . . )führt aus ,dass auch das Jahr 1930 keineAenderung
in denGrundsätzender Personalpolitikgebrachthabe .Nochimmergeltedie
parteimässige Machtpolitik als oberstes Prinzip .Obw ohl in der Dienst - ¬

ordnungdenAngestelltendie Koalitionsfrsiheit garantiert ist,gehe diePer¬
sonalverwaltungdarüber einfach hinweg .Die nichtmarxistischenVereinigun¬
gensind als vertretungsbefugteOrganeeinfachausgeschlossen ,dadie
Gemeindenur mit den freien Gewerkschaftenverhandelt .Auchin derBersonal¬
kommission sitzen nur Vertreter der freien Gewerkschaften .Wir müssenmit
allemNachdruckverlangen ,dass hier Remedurgeschaffenwerde .Unerlässlich
sei auchdie Aufhebungdes Gemeinderatsbeschlusses ,der Verhandlungenund
AbschlüssevonVerträgennur mit Mehrheitsgewerkschaftenvorsieht ,weiter
eine AenderungundErgänzungder bestehendenDienstordnung . Wiees mitder
unpolitischen Einstellung der freien Gewerkschaften aussieht ,zeigt der
jüngste Aufrufan die Angestelltehdes städtischenElektrizitätswerkes ,zur
Stärkungdes Kampffondesdes RepublikanischenSchutzbundes5000Schilling
zu widmen .Alles das geschieht unter der AegidedesPersonalreferenten .
Es ist der Beweisdafür ,dass es keinefreien Gewerkschaften,sondernnur
rote Kaders gibt .Der Rednerbespricht dann die ZusammenstellungderDis - ¬
ziplinarsenate undführt aus ,dass Disziplinierungennur bei christlichor¬
ganisiertenAngestelltenvorgenommenwerden ,währendzumBeispielSenatsrat
Dr .Gröll trotz seiner gerichtlichen Verurteilung mit vollenBezügen
pensioniert wurde und der Amtsrat Mader von Währing trotz der gerichtlichen
Verurteilung wegenVerbrechensdes Amtsmissbrauchesdurch einenGnadenakt
des Stadtsenatesdie volle Pensionerhält .( GR .Untermüller :DieWahlschwind¬

ler soll die sozialdemokratischePartei zahlen . )In Halla an der Saalefand
imOktoberdes Vorjahreseine TagungdeutscherStaatsrechtslehrerstatt .
Dorthielt ein österreichischer Universitätsprofessorein Referatüber
EntwicklungundReformdesBeamtenrechtes.DerVortragendesagteunter
anderem ,dass das Berufsbeamtentumdurch die Parteiprotektien beider
Aemtervergebung ,vor allem bei der Beförderung bedroht sei .JenerProfesser ,

.
der diesen Aussprachtat ,war niemandanderer als Professor Merkl ,der
an der städdischen Verwaltungsakademie tätig ist .Ihm scheinen also die
Verhältnisse in der städtischen Personalpolitik wohl bekannt zu sein .Der

Rednererklärt dann ,dass die Unabhängigkeitdes städtischen Kontrollamtes
eine sehr problematische ist und wiederholte Anträge der Minderheit zur Ver¬
besserung der Stellung des Kontrollamtes von der Mehrheit stets abgewiesen
wurden .DieMinderheithabezu der vonder Mehrheitseit JahrengeübtenPer¬
sonalverwaltung kein Vertrauen ,weshalb sie auch den Rechnungsabschluss für
1930ablehne .( Beifall ) .

GR .Stöger ( . . ) verlangtfür die städtischen Angestellten dasRecht
der Koalistonsfreiheit und wendet sich dann der Besprechung der Familien¬

fürsorge zu .Die Familienfürsorge ist beimBundein schwacher,bei derGe¬
meinde aber ein ganz fremder Begriff ,obwohl gerade in der heutigen katas¬
tpophalen Zeit eine Familienfürsorge im weitesten Sinne des Wortes Pflicht
aller öffentlichen Verwaltungen wäre .Während im Jahre 1922 noch 29 . 982
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Lebendgeburtenin Wienwaren,warenes im Jahre 1930 nur mehr17. 420 .
Von 1927 bis 1931 sind in Wien um 29 . 138Menschen mehr gestorben,als gebo - ¬

ren wurden .Diese Verhältnisse müssten die Gemeindezwingen ,eineausreichen¬
de Familienfürsorge in dr Personalverwaltung zu üben ,umdie Angestell - ¬
tenscheft vor Verelendelung zu schützen .( Beifall ) .

GRtin .Schlösinger( . . )erklärt ,der Rechnungsabschlussfür1930
sei eine bezeichnende Illustration dafür ,wie sich diePersonalverwaltung
auf dem Gebiete des Schulwesens auswirke .Trotzdem vom Jahre 1927 andie
Schülerzahl wieder steige ,gebe es weder Neuanstellungen vonLehreren,noch
werdeder natütliche Abgangvon Lehrern ersetzt .Im Jahre 1930wurden
90oo bis 10 . 000Kinder gewaltsam aus demihnen liebgewordenenSchulverhält¬

nissen herausgerissen und ebenso gewaltsamHunderte von LeArernüberzählig
gemacht .Diese Ersparungen im Schulvesen stehen in schreiendemWiderspruch
zu den grossen Aufwendungenmdie im gleichen Jahre für dieGemeindewache
gemacht wurden .Das Hauptschulgesetz verlangt möglichst wenig Lehrer in
den ersten Klassen .Im Gegensatz dazu werden gerade in den ersten Klassenbeiden
Lehrer aufgehäuft .Dasselbe Gesetz verlangt Führungder/Klassenzügedurch
einen Lehrer .Auch diese Bestimmung des Gesetzes wird nicht erfüllt .GRtin .

Schlösinger führt sodannBeschwerdeüber die Parteipolitik imSchulwesen.
Als Trägerder Parteipolitik sind vor allemdie Schulleiteranzusehen.
Ein besonderskrasser Fall ereignete sich imVorjahrein derMächen¬
hauptschule Lorenz Mandlgasse .Dort wurde 4 katholischen Schülerinnen ,die
den Religionsunterricht nicht besucht hatten ,das Entlassungszeugnisge¬
geben und damit bekundet ,dass es dem Belieben der Schüler überlassen
bleibensell ,obsie denReligionsunterrichtbesuchenwollenddernicht .
Dasgeschieht,obwohldas Reichsvolksschulgesetz ,die Schul -undUnter¬
richtsordnungunddasHauptschulgesetzdenReligionsunterrichtalseinen
durchausverbindlichenLehrgegenstandin der öffentlichen Schuleverankern .
Auch in der Schule III . ,Hörnesgasse herrschen eigentümliche Zustände .Dort
verschwandenaus6 Klassendie KreuzEilder( HörtHörtbei der . . )Die
Kreuzbilder wurden zwar ersetzt ,aber die Verfolgung dieses Diebstahls

wurde nicht eingeleitet .In derselben Schule gingz .der Schulleiter Resch
von Klasse zu Klasse und interessierte sich für die Beteiligung der kon - ¬
fessionslosenKinderan demMoralunterrichtder Freidenker .In derMädchen¬
Hauptschule ,. ,Petrusgasse leistete sich die Lehrer in Dr .Janda Aus¬
sprüche ,die die Schüler in ihremkathelischen Empfindenverletzenmuss¬
ten und geeignet waren ,sie in ihrem Glauben irre zu machen .Diese Aus¬

sprücheblieben ganz ungeahndet ,obwohldiese Lehrerin längst inDiszi¬
plinaruntersuchunggehört .Auchauf demGebietedesKindergartenwesens
wird unablässig Parteipolitik getrieben .Diese Parteipolitik machtsich
geltendbei der Uebørreihungder Kindergärtnerinnenin die GruppeIII und
bei der Ernennung der Leiterinnen .So wurde eine sozialdemckratische Kinder
gärtnerin schon nach 3 Dienstjahren zur Leiterin an einem besonders gut
ausgestatteten Eindergartenbestellt .Es wäredie höchsteZeit zumUmkehr
indrPepsonalpolitik(RebhafterBeifallb .d .Minderheit).

GR. Stowasser( . . )verwest auf den Bericht desRechnungshofes
in dm erklärt wird ,dass die Nebengebühren mit 2o Prozent von denHaupt - ¬
gebührenzuhochbemessensind .Sowenigetwasgegendie Verbeseerungder
BezügederBeamtenschaftdurchNebenbezügeeinzuwendenwäre ,sosehrmuss
mansich dagegenwenden ,dassdiese Nebengebührenganzeinseitig nurge- ¬
wissen Beanten und zwar diesen in besonders hohemAusmasszugutekommen .

55



SRATHAUSKORRESI ONDENZ
III .Blatt

Herausgeberund verantw .Redakteur :
KARL HONAy Wien ,am .

auch die Berechnungder Reisediäten entspricht nicht denBestimmungen
der Aufwandgebührenordnung .Insbesondere ist es unzulässig ,dass niederen
Beamtendie zweite Wagenklasseangerechnetwird .DerRednerkritisiert
dann die hohen Personalkesten ,insbesondere bei den Wohlfahrtsanstalten .

Auchder Rechnungshofbeanständetdie Personalüberfüllungenin solchenAn¬
stalten .Schliesslich wrlangt der Redner die Aufstellung eines eigenen Schul¬
referates ;dies macheauchschendie überragendeBedeutungdesSchulwesens
für unerlässlich notwendig .( Beifall ) .

St . R .Speiser nimmtdann ausführlich zu den BemerkungenderRedner
der Minderheit Stellung .Er erklärt ausdrücklich ,dass die Personalverwaltung
absolutunpelitischgeführtwirdundvonBenachteiligungenvonAngestellten
die einer anderen Richtung angehören als die Mehrheit desHau¬
ses,keine Rede sein FeLm .Auf den Vorwurfdes GR .Gschladt ,dieDiszipli¬
natsenate seien politisch zusammengesetzt,erwidertSt .R .Speiser ,dassdie
Vertreter der Angestellten nicht vemVerband der städtischen Angestellten ,

sondern von den Personalvertretungen in die Disziplinarsenate entsendet

werden .Bie Persenalvertretungen werden von allen Mitgliedern derbetreffen - ¬
den Standesgruppe nach dem Proporz gewählt .

Damitist die Spezialdebatte über die VerwaltungsgruppefürPerso¬
nalangelegenheiten und Verwaltungsreform abgeschlossen und es gelangt
nunmehrdie Verwaltungsgruppefür WohlfahrtswesenundsozialeVerwaltung
zurVerhandlung .

Lazuführt GR .Dr .Arnold( . . )aus ,dass imGegensatzzuder
Grosszügigkeitin der Anstaltsfürsorge in der offenen FürsorgeeinKrämer¬
geist herrsche .AnsuchenumPfründenwerdenmonatelangbehandeltunddie
Aktenmeistens erst nach einemhalben Jahr erledigt .Der Rednerbemän- ¬
gelt sodann ,dass Anweisungenauf Brennmaterialien für bedürftige Perso¬

nen ,die im Verjahr von der Gemeindeselbst ausgegeben wurde ,heuer
denAufdruckWinterhilfetragen ,obwehlzugesichertwurde ,dass durchdie
Winter hilfe die Fürsorgeleistungen der Gemeinde in keiner Weise einge - ¬

schränkt würden .Uebe rhaupt muss festgestellt werden ,dass diech die Sammel- ¬
tätigkeit öffentlicher Körperschaften die privaterFürsorge der Quellen ,
aus der sie ihre Mittek schöpft ,beraubt wird .GR. Ärnoldkritisiert sodann
die hohen Ausgaben in der geschlossenen Fürsorge der Gemeinde ,indemer

feststellt ,dassdie KosteneinesPfleglingsin Lainz ' 70Schillingim
Tag ,im Hause der Barmherzigkeit jedoch nur ' 58Schilling betragen .ImHause
der Barmherzigkeitmachendie Kostenfür LebensmittelungefährdieHälfte
unddie Personalkestennur20ProzentdesGesamtaufwandesaus ,währendin
Lainz die Kostendr Lebensmittelnur ungefähr ein DrittelmunddiePerso¬
nalkesten fast die Hälfte des Gesamtaufwandes betragen .Ebenso kritisiert er
auchdie hohenPersonalkostenin denKinderpflegeanstaltenderGemeinde,
indemer feststellt ,dassdortauf3 Zöglingeungefähr1 Personkommt,wäh-¬
renddie Lebensmittelkostennur ein Viertel der Gesamtkestenbetragen .Zum
Schlusse erklärt der Redner ,dass seine Partei die Vorwürfehinsiihtlich
einer parteiischen Behandlungder katholischen Kinderfürsorgedurchdie
Stadtverwaltungaufrechterhaltenmüsse .Sie werdegegendenRechnungsab¬
schluss stimmen ( Lebhafter Beifall bei der Minderheit ) .

St . R .Praf .Dr .Tandler gibt zu ,dassdie Behandlung der Fälle der offe¬
nenFürsorgemitunterlangedauere ,daransindgewissauchGründebürokrati¬scher Naturs chuld .Andererseits müssen aber Recherchen gepflogen werden .

In allen Fällen,in denen die Not klar zutage liegt ,werden aberAushilfen
gewährt .Bezüglich der Kohlenanweisungenmüsseauf Seite des GR. ArnoldeinMissverständnis vorliegen .Die Anweisungen ,die bisher von der Gemeindeaus¬
gegebenwirden ,werdenauch,wennsie denAufdruckWinterhilfetragen ,waswe¬
gen der Einheitlichkeit der Aktion geschieht auch jetzt von der Gemeinde
bezahlt . -Damitist die Spezial debatte über den Rechnungsabschlussder
GruppeIII beendet . - NächsteSitzung morgennachSchluss derLandtagssitzung .56 Schluss der Sitzung 20 Uhr 55 .Bogenabfertigung 21Uhr .


	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]

